
 
 

Protokollauszug 
aus der 

18. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 31.08.2005 

 
öffentlich 
Top 4.24 Probephase für die durch einen Wiederaufbau des Stadtschlosses notwen-

dige Verkehrsneuordnung im Bereich Alter Markt - Breite Straße - Dor-
tustraße - Yorkstraße - Am Kanal 
 
05/SVV/0447 
abgelehnt 

 
Der Hauptausschuss und die Ausschüsse für Ordnung und Umweltschutz  sowie für 
Stadtplanung und Bauen haben die Vorlage abgelehnt. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Für die geplante Verkehrsregelung in den genannten Bereichen der Potsdamer Innenstadt soll 
für die Dauer von einem Jahr eine Probephase in einer entschärften Variante durchgeführt wer-
den. Dazu sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 
 

• Die Friedrich-Ebert-Straße wird zwischen Yorkstraße und Breite Straße für den Durch-
gangsverkehr gesperrt. Die rechten Fahrstreifen werden Parkflächen ausschließlich für 
Anwohner der Yorkstraße, die linken Fahrstreifen verbleiben als Bus- und Taxispuren. Die 
betreffenden Ampelanlagen werden dementsprechend angepaßt. 

 
• Die Breite Straße wird zwischen Schloßstraße und Dortustraße in beiden Richtungen auf 

zwei Fahrstreifen verengt. Der dritte Fahrstreifen wird zur Parkfläche umgewidmet. Am 
Standort des Rechenzentrums endet der Parkstreifen und geht in eine Rechtsabbieger-
spur über. 

 
• Die Dortustraße wird zwischen Yorkstraße und Breite Straße in Richtung Breite Straße 

zweispurig, an der Kreuzung Breite Straße drei- bis vierspurig. In Richtung Yorkstraße 
wird die Dortustraße ein- bzw. zweispurig. Die betreffenden Ampelanlagen werden 
dementsprechend angepaßt. 

 
• Die Yorkstraße wird für den zweispurigen Verkehr in beide Richtungen freigegeben.  

 
• An der Kreuzung Am Kanal/Yorkstraße/Friedrich-Ebert-Straße wird der Verkehr zweispu-

rig von der Straße Am Kanal in die Yorkstraße geleitet und umgekehrt. Die betreffenden 
Ampelanlagen werden dementsprechend angepaßt und mit einer reinen Bedarfsregelung 
für Fußgänger, Fahrradverkehr, Taxis und den ÖPNV versehen. 

Abstimmungsergebnis: 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 
 


